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INSERAT

Verkehrsplanung im Ostaargau
Linke präsentieren Alternative zu den Plänen des Kantons

Mit dem Auto
in die Stadt
soll Ausnahme
statt Regel sein
«Oase» heisst die Abkürzung für das kantonale
Projekt zur Ostaargauer Strassenentwicklung.
Nun präsentiert eine Gruppe rot-grüner Politiker
ihren Gegenentwurf. Unter dem Titel «Oasin»
setzen sie auf intelligente, nachhaltige Lösungen
mit mehr Langsamverkehr und weniger Beton.

nter dem Titel «Oase –
Ostaargauer Strassenent-
wicklung» plant der Kan-
ton Aargau die Verkehrs-
zukunft des östlichen
Kantonsteils (siehe Box

rechts). Jetzt will ein lockeres Bündnis
von Verkehrsfachleuten, Organisationen
und Einzelpersonen aus VCS, SP, Grünen
und GLP «den betonlastigen Plänen des
Kantons eine alternative Sichtweise ent-
gegenhalten, die nicht auf Strassenaus-
bau, sondern auf Siedlungsentwicklung
und eine sanfte Mobilität setzt». So for-
muliert es die Gruppe um Jürg Caflisch
(Präsident VCS Aargau und SP-Grossrat),
Nationalrat Jonas Fricker (Grüne), Sander
Mallien (GLP-Grossrat), Till Schmid (Ver-
kehrs- und Raumplaner (Team Baden), Si-
bylle Wälti (Stadtforscherin), Christian
Keller (Vorstand VCS Aargau, Fussver-
kehr Schweiz) und weiteren. Die Gruppe
ist bisher geografisch stark auf den Gross-
raum Baden ausgerichtet, will sich aber
Richtung Brugg erweitern, so ihr Spre-
cher Christian Keller.

«Intelligent und nachhaltig»
Die Gruppe will das Projekt Oase durch

eine alternative Sichtweise, durch ein
«Heilmittel» mit dem sinnigen Namen
«Oasin» bereichern. Oasin steht für «Ost-
aargauer Siedlungsentwicklung – intelli-
gent und nachhaltig». Die Gruppe schickt
voraus, man sei «positiv überrascht von
der umfassenden Sichtweise», mit der
das Baudepartement die Thematik ange-
he. «Endlich wird auch dem Fuss- und
dem Veloverkehr eine Rolle zugestan-
den», so Keller. Das Umdenken habe ge-
wiss mit Regierungsrat Stephan Attiger zu
tun, der die Situation in Baden gut kenne.

Sie seien keine Autogegner, nimmt Kel-
ler mögliche Kritik von Autoverbänden

U
vorweg: «Das Auto wäre eigentlich ein Se-
gen. Leider wird es falsch eingesetzt; so
hat es sich zu einem Fluch entwickelt.»
Die Hälfte der Fahrten sei nämlich kürzer
als 5 Kilometer, jede dritte gar kürzer als
2 Kilometer, gibt Keller zu bedenken,
Strecken, die man gut zu Fuss, mit dem
Velo oder dem öffentlichen Verkehr zu-
rücklegen könne. «Um dieses Potenzial
zu erschliessen, muss der Bus pünktlich
sein und der Strassenraum den Bedürf-
nissen von Fussgängern und Velofahren-
den genügen; die Wege müssen sicher, at-
traktiv und gut vernetzt sein», nennt Kel-
ler konkrete Voraussetzungen. Das sei
heute nicht der Fall, wie die Diskussionen
um die Schulwegsicherheit zeige.

Dass die Verkehrsströme anschwellen,
wenn die Bevölkerung wächst, sei kein
Naturgesetz, sagt Christian Keller. Der
Verkehr nehme nur dann zu, wenn man
die Infrastruktur dafür bereitstelle. «Das
Auto hat in ländlichen Regionen seine Be-
rechtigung als Zubringer zum öV, als Bin-
deglied für die letzte Meile.» Der Ostaar-
gau sei aber keine ländliche Region, son-
dern entwickle sich zur Stadt. «Dass die
Leute mit dem Auto in die Stadt oder
durchs ganze Land fahren, sollte nicht
die Regel, sondern die Ausnahme sein.»

Forderung: alles parallel planen
Doch was genau stört die Gruppe an

den Oase-Plänen? Keller: «Bisher konkre-
tisiert sich die Planung in Strassenbau-
projekten; alles andere ist erst ein Ver-
sprechen. Wir wollen, dass alle Oase-
Massnahmen – Strasse, öV, Fussverkehr,
Veloverkehr, Mobilitätsmanagement und
Massnahmen zur Verkehrsvermeidung –
parallel geplant und als Paket im Richt-
plan verankert werden.» Zudem müssten
flankierende Massnahmen sicherstellen,
dass allfällige neue Strassen tatsächlich
zu einer Entlastung führen. Keller for-
dert: «Sie sind ebenfalls in den Richtplan

aufzunehmen und vollumfänglich aus der
Strassenkasse zu finanzieren.»

Der Ostaargau ist laut Christian Keller
eine urbane Entwicklungsregion. Dem
müsse die Mobilitätsplanung Rechnung
tragen; es seien städtische Infrastruktu-
ren zu planen und umzusetzen. Im Sinne
einer «Politik der kurzen Wege» seien
Massnahmen zur Verkehrsvermeidung zu
treffen. Zusätzliche Strassen, fordert die
Gruppe, dürfen die bestehenden Kapazi-
täten für den motorisierten Individual-
verkehr nicht erweitern. «Das künftige
Wachstum muss vollumfänglich durch öV
sowie Fuss- und Radverkehr aufgefangen
werden», hält Keller fest.

Berner Modell und Limmattalbahn
Er fordert weiter: «Die Entlastung der

Zentren Baden und Brugg darf nicht auf
Kosten der Nachbargemeinden erfolgen.
Auch da haben die Menschen ein Recht
auf Lebensqualität.» Deshalb sollen die
stark belasteten Ortsdurchfahrten rund
um die Zentren «mit Mitteln aus der
Strassenkasse menschenfreundlich sa-
niert werden, um den Verkehr verträgli-
cher zu gestalten». Beispielhaft ist für Kel-
ler das «Berner Modell» in Köniz mit
Tempo 30 und Multifunktionsstreifen.
«Das funktioniert bestens, die Kapazität
ist sogar gestiegen», erklärt er.

Zur Vision der Gruppe gehört die Lim-
mattalbahn, die künftig Zürich Altstetten
mit Killwangen-Spreitenbach verbindet.
Sie soll bis Untersiggenthal verlängert
und um eine Linie von Wettingen bis
Rohrdorferberg ergänzt werden. Dann,
so glaubt Christian Keller, «kann aus dem
aktuell höchstbelasteten Schulhausplatz
in Baden dereinst ein wunderschöner
Bellevueplatz werden».

VON MATHIAS KÜNG
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ei grossen
Strassen-
projekten

gab es im Aargau
zuletzt praktisch
immer juristische
Auseinanderset-
zungen. So haben
VCS und WWF
zum Beispiel die
Umfahrung Mel-
lingen vor Bundesgericht angefochten.
Vor den Gerichten befasst sich jeweils
die Rechtsabteilung des Baudeparte-
ments mit Einsprachen. Diese erhält
nun einen neuen Chef: Martin Mosi-
mann löst am 1. Juli die bisherige Leite-
rin Verena Sommerhalder Forestier
ab, die in den Ruhestand tritt. Diese
war insgesamt 29 Jahre beim kantona-
len Baudepartement tätig und leitete
19 Jahre lang die Rechtsabteilung. Ihr
Nachfolger ist Jurist und hat ein Nach-
diplomstudium in Umweltwissenschaf-
ten absolviert. Martin Mosimann arbei-
tet seit 1995 bei der Rechtsabteilung
des Baudepartements, seit 2010 ist er
Sektionsleiter. Die kantonale Rechts-
abteilung behandelt in erster Linie die
Beschwerden gegen Baubewilligungs-
entscheide von Gemeinden und gegen
kommunale Planungen (Bauzonen-
plan, Kulturlandplan, Sondernut-
zungspläne). Dazu kommen Einwen-
dungen gegen kantonale Projekte in
den Bereichen Strassen- und Wasser-
bau sowie gegen kantonale Nutzungs-
pläne. Zudem berät die Abteilung das
Baudepartement in Rechtsfragen.

B
Die Bevölkerung im Ostaar-
gau wächst im Vergleich zum
Rest des Kantons überpro-
portional und damit auch der
Verkehr. Mit dem Gesamtkon-
zept Ostaargauer Strassen-
entwicklung «Oase» will das
kantonale Baudepartement
die Voraussetzungen schaf-
fen, um die Mobilität von mor-
gen bewältigen zu können. In
Baden richten sich die ge-
planten Massnahmen eher
auf den Ziel- und Quellverkehr
zur Kernstadt aus, in der Re-
gion Brugg dagegen mehr auf
die Entlastung vom Durch-
gangsverkehr. Von beidem
soll auch das Untere Aaretal
in Form einer besseren Anbin-
dung profitieren. Die Umfah-
rungen in Baden und Brugg-
Windisch unterstützen beide
eine zuverlässigere Zufahrt
auf die Autobahn. Eine wichti-
ge Rolle soll auch dem Fuss-
und Radverkehr sowie dem
weiteren Ausbau des öffentli-
chen Verkehrs zukommen.

Darum geht es beim
Projekt «Oase»
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VERKEHRSPLANUNG BAUDEPARTEMENT

Ein neuer Chef für
die Rechtsabteilung

Neue Strassen bauen oder
öV fördern? Diskussion auf
www.aargauerzeitung.ch

Christian Keller, Vorstandsmitglied beim VCS Aargau, an der stark befahrenen Bruggerstrasse in Baden:          «Dass der Verkehr zunimmt, wenn die Bevölkerung wächst, ist kein Naturgesetz.» ALEX SPICHALE

Die linken Politiker, die ihre Ideen für die
Verkehrsplanung im Ostaargau präsentie-
ren (siehe Artikel links), dürften sich über
die aktuelle Mitteilung des Gemeinderats
Würenlos freuen. «Bereits im Februar wird
die Beleuchtung beim Knoten Furttal abge-
schaltet», schreibt die Behörde. Die viel
befahrene Kreuzung kurz nach der A1-Aus-
fahrt gehört zum Kompetenzbereich des
Bundesamts für Strassen. Esther Widmer,
Sprecherin der Filiale Zofingen, bestätigt
das Lichterlöschen auf Anfrage. «Die Licht-
signalanlage bei der Kreuzung muss ohne-
hin saniert werden, in diesem Zusammen-
hang reduzieren wir die Beleuchtung.»

Vorerst würden die Lampen für eine
Testphase abgeschaltet. «Wenn sich dies
bewährt, entfernen wir anschliessend die
Kandelaber», kündigt Widmer an. Bleiben
dürften gemäss Mitteilung der Gemeinde
nur zwei Strassenlampen, eine davon bei
einem Bushäuschen. Das Bundesamt für
Strassen habe den Reduktionsvorschlag
bei der Beleuchtung mit dem Baudeparte-
ment und mit der Kantonspolizei disku-

tiert, teilt die Gemeinde mit. Esther Wid-
mer ergänzt, man habe die Pläne auch mit
den lokalen Behörden besprochen, diese
seien einverstanden. Gemeindeammann
Hans Ulrich Reber bestätigt dies gegenüber
dem Regionaljournal von Radio SRF: «Die
Kreuzung liegt ausserhalb der Gemeinde
und ist gut beschildert.» Für die Bevölke-
rung stellt die Reduktion der Beleuchtung
keinen Nachteil dar, sagt Reber.

Bilanz am Baregg ist positiv
Vor einem Jahr löschte das Bundesamt

für Strassen wenige Kilometer von Würen-
los entfernt die Lichter. Auf der A1 zwi-
schen der Reussbrücke bei der Verzwei-
gung Birrfeld und der Ausfahrt Neuenhof
wurden 200 Lampen abgeschaltet. Lukas
Schuler, Präsident von Dark-Sky Switzer-
land, begrüsste den Versuch und freute
sich über die Massnahme gegen die Licht-
verschmutzung. Thierry Burkart, Präsi-
dent des TCS Aargau, äusserte hingegen
Vorbehalte: «Aus einem Grund hat man
die Beleuchtung einst installiert.»

Esther Widmer zieht heute ein positives
Fazit zum Lichterlöschen am Baregg. «Es
gab kaum Rückmeldungen, auf der Auto-
bahn fällt dies den Verkehrsteilnehmern
offenbar gar nicht gross auf.» Auf die Ver-
kehrssicherheit habe sich die Reduktion
der Beleuchtung nicht negativ ausgewirkt.
Dennoch gebe es vorerst keine weiteren
Stellen auf dem Autobahnnetz im Aargau,
wo die Kandelaber abgeschaltet werden
sollen. Dies könnte sich ändern, wenn auf
gewissen Abschnitten ohnehin die techni-
schen Installationen saniert werden.

Das grosse Lichterlöschen
auf der Autobahn

VON FABIAN HÄGLER

Zuerst am Baregg, nun bei der
Furttal-Kreuzung nach der Auto-
bahnausfahrt in Würenlos: Das
Bundesamt für Strassen redu-
ziert die Beleuchtung. So werden
Kosten gespart und die Licht-
verschmutzung verringert.

Franken spart das Bundes-
amt für Strassen pro Jahr
ungefähr ein, weil vor dem
Bareggtunnel die Beleuch-
tung ausgeschaltet wurde.

40 000

Strassenlampen wurden
am Baregg gelöscht, bei der
Furttal-Kreuzung sollen bis
auf zwei sämtliche Kande-
laber entfernt werden.

200

KOMITEE
Jungparteien gegen die
Durchsetzungsinitiative
Knapp eine Woche vor der Abstimmung
haben Juso, Junge Grüne, JCVP, Jungfrei-
sinnige, JBDP und JGLP im Aargau ein
gemeinsames Komitee gegen die Durch-
setzungsinitiative gebildet. Sie hoffen da-
mit, nochmals junge Menschen gegen
die «äusserst gefährliche Initiative der
SVP» zu mobilisieren. Das Komitee sieht
bei einem Ja wegen Konflikten mit der
europäischen Menschenrechtskonven-
tion und der EU den Wirtschaftsstandort
Schweiz gefährdet. (AZ) 

KAISERAUGST
Auto fährt in Böschung
und überschlägt sich
Am Donnerstag, kurz vor 19 Uhr war eine
36-jährige Deutsche mit einem VW auf
der A3 in Richtung Basel unterwegs. In
Kaiseraugst geriet sie rechts von der
Fahrbahn ab und fuhr in die Böschung.
Das Auto hob ab, überschlug sich und
schlitterte einige Meter auf dem Dach
weiter. Die Frau wurde verletzt ins Spital
gebracht. Die Polizei nahm ihr den Füh-
rerausweis ab, die Staatsanwaltschaft
ordnete zur Klärung der Unfallumstände
eine Blut- und Urinprobe an. (AZ) 

NACHRICHTEN

Vor zehn Tagen wurde bekannt, dass
Cornelia Breitschmid, die Chefin des
kantonalen Sozialdienstes, ihre Stelle
gekündigt hat. Balz Bruder, Sprecher
des Sozialdepartements, sagte zu den
Gründen: «Cornelia Breitschmid hat gel-
tend gemacht, dass sie das Vertrauen
der Departementsleitung in ihre Arbeit
nicht mehr spüre und nicht mehr alle
Entscheide mittragen könne.»

Ein paar Tage zuvor hatte die az pub-
lik gemacht, dass ein Mitarbeiter des
Sozialdienstes Möbel für Asylunter-
künfte auf zweifelhafte Art beschaffte.
Er vergab Aufträge von rund 750 000
Franken an die Frau seines kroatischen
Cousins. Daraufhin ordnete der Kanton
eine Sonderprüfung durch die Finanz-
kontrolle an und unterstellte die Abtei-
lung Asyl, zuvor in der Verantwortung
von Breitschmid, neu Stephan Campi,
dem Generalsekretär von Regierungs-
rätin Susanne Hochuli. Breitschmid
hielt dazu fest: «Nicht die Sonderprü-
fung und ihr Inhalt sind der Auslöser,
sondern Massnahmen, die im Umfeld
der Sonderprüfung getroffen wurden.»

«Verlust für den Sozialdienst»
Inzwischen hat das Sozialdeparte-

ment «die Nachfolgeregelung eingelei-
tet und zugleich die Arbeiten zur Reor-
ganisation der Abteilung Asyl aufge-
nommen», wie es in einer Mitteilung
heisst. Man bedaure Breitschmids Ent-
scheid, respektiere jedoch die Gründe,
die dazu geführt haben und danke ihr
für die gute Arbeit, schreibt Bruder.
Auch der Verband der Gemeindesozial-
dienste bedauert Breitschmids Kündi-
gung, wie es in einer Mitteilung heisst.
Für die Verantwortlichen der Sozial-
dienste in den Gemeinden sei ihr Weg-
gang ein grosser Verlust. «Dies dürfte

wohl auch für den Kantonalen Sozial-
dienst gelten, der eine kompetente
Fachkraft mit jahrelanger Erfahrung
verliert», schreibt der Verband.

Stelle wird bald ausgeschrieben
Die frei werdende Stelle wird laut

Mitteilung des Kantons bereits dieses
Wochenende zur Neubesetzung ausge-
schrieben. Gesucht wird «eine in Reor-
ganisation und Change Management er-
fahrene, durchsetzungsstarke, integrie-
rende Persönlichkeit für die Leitung
des Kantonalen Sozialdienstes». Dies
vor dem Hintergrund, dass sich das De-
partement Hochuli derzeit mit der Re-
organisation der Abteilung befasse. Da-
bei geht es konkret um die Neustruktu-
rierung der Sektion Asyl und ihrer
Fachbereiche. «Ziel ist es, die rund 120
Mitarbeitende umfassende Sektion so
zu organisieren, dass sie den künftigen
Anforderungen bei der Umsetzung des
Konzepts für Grossunterkünfte gerecht
werden kann», teilt das Departement
mit. Diese Reorganisation soll im ersten
Halbjahr 2016 vorbereitet und im zwei-
ten Halbjahr umgesetzt werden.

Sozialdienst:
Alle bedauern den
Abgang der Chefin

VON FABIAN HÄGLER

Asylwesen Cornelia Breit-
schmid geht Ende April – der
Verband der Gemeindesozial-
dienste und das Sozialdepar-
tement bedauern dies. Der
Kanton sucht einen Nachfol-
ger und will zugleich den Asyl-
bereich neu organisieren.

In den vier Notspitälern in Aarau, Baden,
Laufenburg und Muri sind derzeit rund
600 Asylbewerber untergebracht. Weil
der Zustrom von Flüchtlingen weiterhin
hoch ist, muss der Kanton die unterirdi-
schen Anlagen länger nutzen. Dafür ist
zusätzliche Infrastruktur nötig – diese
kann nun in Aarau erstellt werden. Der
Stadtrat hat die Bewilligung für «Contai-
nerbauten mit einer Küche und einem
Essraum, für eine Pellets-Heizung mit Silo
und die Erstellung eines Gehwegs und
einer Einzäunung» beim Notspital erteilt.
Dies erstaunt, hatte der Kanton doch bis-
her erst in Muri ein Baugesuch einge-
reicht. Balz Bruder, Sprecher des Sozial-
departements, sagt auf Anfrage: «Die
Aussencontainer bei der Geschützten
Operationsstelle Aarau konnten mit Ein-
willigung der Stadt errichtet und vorzeitig
in Betrieb genommen werden.» Gleich-
zeitig laufe das Bewilligungsverfahren,
ein Baugesuch für das Notspital an sich
sei diese Woche eingereicht worden.
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BAUBEWILLIGUNG

Kanton stellt Container
beim Notspital Aarau auf
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